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Das Landratsbüro hat sich bei der Vorbereitung der Ersatzwahl für den zurückgetretenen Ober- und Verwaltungsgerichtspräsident Dr. Albert Müller mit der konkreten Situation am Ober- und Verwaltungsgericht auseinandergesetzt. Gestützt darauf kommt das Landratsbüro einstimmig zum Schluss, dem Landrat eine Erhöhung des Gesamtbeschäftigungsgrades der Präsidien und Vizepräsidien zu beantragen.

Das Obergericht und das Verwaltungsgericht sind zwei selbständige Gerichte. Das Obergericht ist das höchste kantonale Gericht für das Zivilrecht und das Strafrecht, zudem ist es das Verfassungsgericht. Das Verwaltungsgericht ist das höchste kantonale Gericht im Verwaltungsrecht. Die Entscheide der beiden Gerichte können nur noch beim Bundesgericht angefochten werden. Der Landrat hat mit der Anpassung des Gerichtsgesetzes am 23. November 2016 ein professionelles Vizepräsidium für beide Gerichte geschaffen. Das Gerichtsgesetz sieht seither vor, dass das Präsidium und das Vizepräsidium des Obergerichts von Amtes wegen auch diese Funktionen beim Verwaltungsgericht ausüben. Der Landrat legt gestützt auf Art. 32 Abs. 3 des Gerichtsgesetzes den Gesamtbeschäftigungsgrad des Präsidiums und Vizepräsidiums fest. Dies erfolgte erstmals mit Landratsbeschluss vom 23. November 2016. Der Gesamtbeschäftigungsgrad ab August 2017 wurde auf 150 Stellenprozente festgelegt. Vorher hatte das Präsidium der beiden Gerichte 100 Stellenprozent zur Verfügung. Die Aufteilung sieht aktuell so aus, dass der Präsident 70 Stellenprozent und die Vizepräsidentin 80 Stellenprozent haben. 

Mit dem Rücktritt von Dr. Albert Müller ist das Präsidium neu zu besetzen. Das Amt des Ober- und Verwaltungsgerichtspräsidenten ist sehr wichtig und es ist für das Gerichtswesen des Kantons Nidwalden von grosser Bedeutung, dass dafür eine bestens qualifizierte Person gefunden werden kann. Diese geforderte fachliche Qualifikation ist aber auch für das Vizepräsidium unabdingbar, da dieses juristisch die gleichen Aufgaben erfüllt. Das Landratsbüro ist überzeugt, dass das Präsidium mit einem Pensum von 80-100 Prozent besetzt werden muss. Aktuell stehen jedoch nur 70 Prozent zur Verfügung.

Die Arbeitslast bei beiden Gerichten zeigt überdies, dass eine Anpassung des Gesamtbeschäftigungsgrades notwendig ist. Die Arbeitslast ist seit einigen Jahren auf sehr hohem Niveau, bzw. ist diese kontinuierlich angestiegen. Dies zeigt sich beim Obergericht wie folgt: Anstieg der Fälle von 160 (2014) auf 191 (2017). Von 145 Eingängen im Jahr 2017 konnten 95 erledigt und 50 mussten auf 2018 übertragen werden. Die Verfahrensdauer ist tendenziell länger (2016: 3 Fälle zw. 12-24 Mt./ 2017: 18 Fälle zw. 12-24 Mt.). Die Situation beim Verwaltungsgericht ist ähnlich: Anstieg der Fälle von 135 (2014) auf 147 (2017). Von 84 Eingängen im Jahr 2017 konnten 52 erledigt und 32 mussten auf 2018 übertragen werden. Die Verfahrensdauer ist ebenfalls tendenziell länger (2016: 3 Fälle zw. 12-24 Mt./ 2017: 9 Fälle zw. 12-24 Mt.), wobei die Verfahrensdauer stark von der Komplexität des einzelnen Falles abhängt. 

Die hohe Arbeitslast führt dazu, dass sich die Gerichte seit Jahren auf das Kerngeschäft beschränken, welches nur Dank grossem Einsatz erledigt werden kann. Weitere Aufgaben werden kaum oder gar nicht wahrgenommen. So wird die Publikation der Gerichtsentscheide seit Jahren vernachlässigt. Die notwendige Weiterbildung kann nur eingeschränkt wahrgenommen werden. Es ist auch darauf hinzuweisen, dass zurzeit für einen sehr umfangreichen Strafrechtsfall ein ausserordentlicher Gerichtspräsident eingesetzt ist. Müsste dieser Fall durch die ordentlichen Präsidien behandelt werden, hätte dies negative Auswirkungen auf die Bearbeitung der anderen Fälle. 

Für die Rechtsuchenden ist es sehr wichtig, dass ihre Verfahren zeitnah an die Hand genommen werden können und innert nützlicher Frist entschieden werden. Es ist die Aufgabe des Landrates dafür die Voraussetzungen zu schaffen. Mit der Einsetzung des Vizepräsidiums hat der Landrat einen wesentlichen Schritt getan. Es zeigt sich heute, dass die damals vorgesehenen 150 Stellenprozent ungenügend sind, um nachhaltig geeignete Bedingungen für die von den Gerichten zu erfüllenden Aufgaben zu schaffen. Das Landratsbüro ist überzeugt, dass mit einem Gesamtbeschäftigungsgrad von 180 Stellenprozent für die jetzige und eine künftige Wahl sowie für eine qualitativ gute und effiziente Rechtsprechung eine gute Ausgangslage geschaffen werden kann. 

Die Entlöhnung der Gerichtspräsidien richtet sich wie bei den anderen Behörden nach dem Entschädigungsgesetz. In finanzieller Hinsicht bedeutet dies zusätzliche Kosten von ca. 64'000 Franken zuzüglich der Sozialleistungen. 

Das Landratsbüro beantragt dem Landrat, auf die Vorlage einzutreten und die Änderung des Landratsbeschlusses über den Gesamtbeschäftigungsgrad der Präsidien und Vizepräsidien am Ober- und Verwaltungsgericht mit neu 180 Stellenprozent zu beschliessen. 

	Freundliche Grüsse



Landratsbüro
[image: G:\G-STK_SEKR\KANZLEI\Unterschriften\LR Unterschriften\LR_Waser Ruedi_Stansstad.jpg]	[image: ]
	[bookmark: _GoBack]Ruedi Waser
Landratspräsident
	 lic. iur. Armin Eberli
 Landratssekretär





Beilage: 
Änderung des Landratsbeschluss über den Ges

amtbeschäftigungsgrad der Präsidien und Vizepräsidien am Ober- und Verwaltungsgericht
image3.jpeg
Aite




image4.png
A Wy




image1.wmf

image2.jpg
Footer





